
FAX:  030 - 25 902 528 E-MAIL:OEKO@TAZ.DE wirtschaft und umwelt MITTWOCH,  15.  AUGUST 2007  DIE  TAGESZEITUNG 7

ÖWI 1
Seite 7

Bauern wollen
teurere Milch
MÜNCHEN ap n Mehr als 10.000
Bauern aus Deutschland haben
am Dienstag in München für hö-
here Milchpreise und den Erhalt
der Milchquote demonstriert.
Obwohl die Milchpreise jetzt er-
höht wurden, könnten die Land-
wirte nicht kostendeckend pro-
duzieren. Die Mehreinnahmen
werden durch die gestiegenen
Produktionskosten für Strom,
Kraftstoff und Getreide aufge-
braucht, sagte der stellvertreten-
de Verbandschef Walter Peters.
Der BDM fordert für die Bauern
mindestens 40 Cent je Liter
Milch. Damit sie bei den Preis-
verhandlungen mit Molkereien
besser mitbestimmen können,
sollten sie sich zu Liefergemein-
schaft zusammenschließen. Das
müsse laut BDM aber erst vom
bayerischen Landwirtschaftsmi-
nisterium genehmigt werden.
Der BDM vertritt nach eigenen
Angaben knapp 29.000 Milch-
viehhalter in Deutschland.

MKS: Neuer
Verdacht in Kent
LONDON ap n In England gibt es
einen neuen Verdachtsfall auf
Maul-und-Klauen-Seuche (MKS).
Um den betroffenen Viehzucht-
betrieb in der Grafschaft Kent sei
als Vorsichtsmaßnahme eine
Schutzzone eingerichtet worden,
teilte das britische Landwirt-
schaftsministerium am Dienstag
mit. Chefveterinärin Debby Rey-
nolds sagte der BBC, das Vieh in
dem Betrieb werde auf die hoch-
ansteckende Tierseuche hin ge-
testet. Die Situation ähnele aller-
dings eher einem Verdacht auf
MKS in der vergangenen Woche,
der unbegründet erwiesen hatte.
Kent grenzt an die Grafschaft
Surrey, wo Maul-und-Klauen-
Seuche in bislang zwei Fällen
nachgewiesen worden ist. Briti-
sche Experten gehen davon aus,
dass der Erreger der Maul-und-
Klauen-Seuche aus einer Labor-
einrichtung südwestlich von
London stammt.

ÜBERHITZTE BATTERIEN

Nokia warnt
Der finnische Handy-Konzern No-
kia warnt vor Überhitzungsgefahr
bei der Batterie-Serie BL-5C und
bietet die kostenlose Auswechs-
lung an. Es habe etwa hundert Fäl-
le gegeben, bei denen die Batterie
sich beim Aufladen des Handys
nach einem Kurzschluss überhitzt
und dann die Funktionsfähigkeit
verloren habe, hieß es. (dpa)

BACARDI

Alcopops vom Markt
Der Spirituosenhersteller Bacardi
nimmt seine Alcopops in Deutsch-
land vomMarkt. Die Produkte „Ba-
cardi Rigo“ und „Bacardi Breezer“
werden über 2007 hinaus nicht
mehr verkauft, hieß es gestern.
DerMarkt war seit 2004 stark rück-
läufig, als die Alcopops zum Schutz
von Jugendlichen mit einer Son-
dersteuer belegt wurden. (dpa)

DIE BÖRSE

Kaum Gewinn für Uhse
Dem Erotikkonzern Beate Uhse
sind im ersten Halbjahr Umsatz
und Gewinn weggebrochen. Als
Ursache nannte der Konzern die
anhaltenden Auswirkungen eines
Wasserschadens 2006 im Hauptla-
ger in den Niederlanden. Dadurch
wurden Pakete nicht rechtzeitig zu-
gestellt. Das habe das Kundenver-
trauen erschüttert. (ap)

..............................................................................................................................................................................................................................................in kürze

NEW YORK

City-Maut geplant
Nach dem Vorbild Londons, Singa-
purs und andererMetropolenwird
nun auch in New York eine City-
Maut für Autofahrer geplant. So
soll der Verkehr in denmeistbefah-
renen Straßen inManhattan einge-
dämmt werden. Das Verkehrsmi-
nisterium in Washington billigte
den Vorschlag von Bürgermeister
Michael Bloomberg. (ap)
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VON TARIK AHMIA

Noch ächzt das globale Finanz-
system unter den riskanten Kre-
ditgeschäften von Hedgefonds,
da beschließt das Bundeskabi-
nett heute ein Gesetz, um private
Finanzinvestoren in Deutsch-
land steuerlich besser zu stellen.

Das Gesetz zur „Modernisie-
rung der Rahmenbedingungen
für Kapitalbeteiligungen“ soll Fi-
nanzbeteiligungen an deutschen
Unternehmen mit Steuererleich-
terungen attraktiver machen.
Dazu gehört etwa, Finanzinves-
toren von der Gewerbesteuer zu
befreien oder deren Verkaufser-
löse nicht zu besteuern. Die be-
vorzugte Behandlung ist aber an
Bedingungen geknüpft: Sie soll
nur für Beteiligungen an Unter-
nehmen gewährt werden, die
höchstes zehn Jahre alt sind und
nicht mehr als 20 Millionen Euro
Eigenkapital besitzen.

Allerdings sah das Eckpunkte-
papier, das das Bundesfinanzmi-
nisterium im Mai vorgestellt hat-
te, noch sehr viel strengere Be-
dingungen vor: Ursprünglich
sollten nur Technologiefirmen
berücksichtigt werden, die maxi-
mal 500.000 Euro Eigenkapital
haben und nicht älter als sieben
Jahre sind, um Anreize für Wag-
niskapital-Investoren zu schaf-
fen. Die Bundesregierung ging
damals von 465 Millionen Euro
Steuerausfällen durch das Gesetz
aus. Wie viel Einnahmen das
neue Gesetz den Fiskus kosten
wird, ist dem Finanzministerium

allerdings nicht bekannt. Das er-
gab eine kleine Anfrage des fi-
nanzpolitischen Sprechers der
Linksfraktion, Axel Troost.

Dem Vernehmen nach hat der
Druck der CDU/CSU und des
Wirtschaftsministeriums bei der
Formulierung des Gesetzestex-
tes dafür gesorgt, von den Eck-
punkten entscheidend abzuwei-
chen: Ob ein Unternehmen zu-

kunftsorientiert oder innovativ
ist, wird in der Vorlage mit kei-
nem Wort mehr erwähnt.

Das dürfte Folgen für die Aus-
wirkungen des Gesetzes haben.
Kritiker warnen bereits vor ei-
nem gewaltigen Steuersparmo-
dell für deutsche Unternehmen,
das in dem Gesetz schlummert.
„Durch das Gesetz werden unre-
gulierte, ausländische anonyme

Geldinvestoren besser behandelt
als inländische Investoren“, sagt
der Steuerrechtler Lorenz Jarass
der im Auftrag der Hans-Böckler-
Stiftung ein Gutachten über die
Auswirkungen des Gesetzes ver-
fasst hat. „Die Auswirkungen wä-
ren katastrophal“, fürchtet er.

In seinem Gutachten legt er
dar, wie mit dem neuen Gesetz
auch alteingesessene Mittel-

Mittelständler werden zu Hedgefonds
Ein neues Gesetz soll mehr private Finanzinvestoren nach Deutschland locken. Doch was als Förderung für junge
Technologiefirmen gedacht war, könnte zu einem gigantischen Steuersparmodell für deutsche Unternehmen werden

ständler ihre steuerpflichtigen
Einnahmen als Gewerbebetrieb
durch eine geschickte Firmen-
konstruktion mit Hilfe des Ge-
setzes massiv senken können.

So ist laut Jarass die Zehnjah-
resgrenze der geförderten Unter-
nehmen leicht auszuhebeln:
„Wenn jemand eine zwanzig Jah-
re alte Firma in ein neues Unter-
nehmen überführt, dann gilt es
als neues Unternehmen.“ Ähn-
lich verhalte es sich mit der
Grenze für das Eigenkapital. „Un-
ternehmer, die das gesamte Ei-
genkapital aus ihrer Firma her-
ausziehen und vollständig durch
Fremdkapital refinanzieren,
müssen dank des Gesetzes nicht
mehr 45 Prozent Steuern auf Ge-
winne bezahlen, sondern nur
noch 25 Prozent Abgeltungsteu-
er“, warnt der Steuerfachmann.
Diesen Weg würden deutsche
Unternehmen dann gehen müs-
sen, warnt Jarass: „Das Gesetz
wird letztlich dazu führen, dass
sich mittelständische Unterneh-
men genauso verhalten werden
wie Hedgefonds.“

Die privaten Finanzinvestoren
sind hingegen zufrieden mit
dem Gesetzentwurf: „Es ist drin-
gend notwendig, um die Beteili-
gungskapitalfinanzierung jun-
ger Unternehmen langfristig zu
sichern“, sagte Dörte Höppner
vom Bundesverband Deutscher
Kapitalbeteiligungsgesellschaf-
ten der taz. „Es ist ein wichtiger
Schritt, um die Rahmenbedin-
gungen für Private Equity an in-
ternational übliche Standards
anzugleichen“, so Höppner.

BERLIN taz/rtr n Der Export-
boom hält an, doch der Auf-
schwung in Deutschland hat
trotzdem an Stärke eingebüßt.
Grund ist eine Flaute am Bau. Sie
sorgte im Frühjahr für das
schwächste Wachstum seit Ende
2005. So stieg das Bruttoinlands-
produkt von April bis Juni um 0,3
Prozent, wie das Statistische Bun-
desamt am Dienstag mitteilte.
Zum Vergleich: Im ersten Quartal
des Jahres hatte die Wirtschaft
noch um 0,5 Prozent zugelegt.

Mit den neuen Zahlen ist
Deutschland in Europa nur noch

Mittelmaß. In der Euro-Zone
schwächte sich das Wachstum
ebenfalls auf 0,3 Prozent ab.
2006 hatte Deutschland noch zu
den Konjunkturlokomotiven ge-
hört.

Für den Bundesverband der
Deutschen Industrie (BDI) sind
diese Zahlen „nur Statistik“. Der
Rückgang bei der Bauindustrie
liege daran, dass diese im ersten
Quartal besonders viele Aufträge
gehabt habe. Der Winter war
mild. Nichts deute auf ein Ende
des Aufschwungs hin, erklärte
BDI-Präsident Jürgen Thumann:

„Ein Wachstum von bis zu 2,8
Prozent in diesem Jahr ist er-
reichbar.“ Das dürfe aber nicht
zu „Leichtsinn führen“.

Das Rezept gegen den „Leicht-
sinn“ lieferte der BDI gleich mit:
Gut eine Woche bevor das Bun-
deskabinett auf Schloss Mese-
berg zu einer Klausurtagung zu-
sammenkommt, präsentierte
Thumann eine 20-seitige To-do-
Liste für die zweite Hälfte der Le-
gislaturperiode. Titel: „Wachs-
tumsvorsorge treffen – Reform-
tempo erhöhen“. Dazu gehören
für die Wirtschaftslobbyisten be-

Wirtschaftsaufschwung schwächt sich ab
Wachstum sinkt im zweiten Quartal auf 0,3 Prozent. Industrie bleibt dennoch optimistisch und fordert neue Reformen

kannte Forderungen: runter mit
den Lohnnebenkosten! Die Bei-
träge zur Arbeitslosenversiche-
rung sollen zum Beispiel von 4,2
auf 3,2 Prozent des Bruttolohns
sinken. Zweite Forderung: Unter-
nehmen entlasten! Nachfolger in
Familienbetrieben sollten etwa
bei der Erbschaftsteuer mög-
lichst verschont bleiben. Und
drittens: Klimaschutz muss be-
zahlbar bleiben!

Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel hat für die Klausurtagung ein
Klimaschutzprogramm ange-
kündigt. In diesen Tagen verhan-

deln Wirtschafts- und Umwelt-
ministerium, ob etwa stromfres-
sende Nachtspeicherheizungen
verschrottet und alte Fenster,
durch die die Wärme verpufft,
ausgetauscht werden müssen.
Der Bauwirtschaft brächte das
Aufträge. Doch der BDI fürchtet
Klimaauflagen auch für die In-
dustrie.

Der Staat solle sich vor allem
um Bildung und Qualifikation
kümmern, meint der BDI-Präsi-
dent Thumann – „damit Leute in
Arbeit kommen“. Herbert Schui,
wirtschaftspolitischer Sprecher
der Linksfraktion, kritisierte die
Argumentation des BDI: „Die
Unternehmen kassieren alles,
die Gesellschaft bekommt
nichts.“ HANNA GERSMANN
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FRANKFURT AM MAIN/WA-
SHINGTON ap/dpa n Die Europä-
ische Zentralbank hat am Diens-
tag ein deutliches Signal der Ent-
spannung an die von der US-Im-
mobilienkrise verunsicherten Fi-
nanzmärkte gesendet. Die EZB
pumpte erneut 7,7 Milliarden
Euro in den Geldmarkt. Das ist
deutlich weniger als in den Tagen
zuvor, als sie in drei Schritten den
Geschäftsbanken zur kurzfristi-
gen Kapitalversorgung insge-
samt mehr als 200 Milliarden
Euro zur Verfügung stellte. Die

EZB betonte, die Märkte seien auf
dem Weg der Normalisierung.

Das brachte allerdings noch
keine wirkliche Entspannung
auf den Finanzmärkten. Die ja-
panische Notenbank entzog dem
Geldmarkt insgesamt 1,6 Billio-
nen Yen (9,96 Milliarden Euro).
Damit nahm die Notenbank die
gesamte Summe an Liquidität
wieder aus dem Finanzkreislauf,
die in den Tagen zuvor ange-
sichts des Übergreifens der US-
Hypothekenkrise geflossen war.
Unterdessen wurde bekannt,

dass die Banken in den USA in
den vergangenen drei Monaten
damit begonnen haben, ihre Be-
stimmungen für die Vergabe von
Immobilienkrediten zu ver-
schärfen. Dies betrifft vor allem
die Regeln für Kreditnehmer, de-
ren Zahlungskraft als unsicher
eingestuft wird, wie aus einem
am Montag veröffentlichten Be-
richt der US-Zentralbank (Fed)
hervorgeht.

Die Erhebung wirft ein deutli-
ches Schlaglicht auf die Proble-
me am Immobilienmarkt der

EZB sendet „Zeichen der Entspannung“
Weitere Geldspritze für Finanzmärkte – US-Banken verschärfen Regeln für Immobilienkredite

USA, der die Finanzmärkte welt-
weit in Unruhe versetzt hat. Die
Studie der Fed ergab, dass von 49
großen Banken lediglich 16 im
sogenannten Subprime-Markt
tätig sind, wie das Hypotheken-
geschäft mit potenziellen Risi-
ken genannt wird. Von diesen ha-
ben neun in den vergangenen
drei Monaten ihre Bestimmun-
gen verschärft. Selbst bei den
Kreditnehmern ohne erkennba-
re Risiken haben 10 Prozent der
Banken ihre Bestimmungen für
die Vergabe von Hypotheken re-

striktiver gefasst. Die Vereini-
gung der Hypothekenbanken in
den USA berichtete kürzlich,
dass 15,75 Prozent der Subprime-
Kreditnehmer mit ihren Zahlun-
gen seit mindestens 30 Tagen in
Verzug seien.

Deutsche Anlegerschützer ha-
ben sich trotz der massiven Kurs-
verluste optimistisch gezeigt. So-
bald die Krise bei den Finanzti-
teln überstanden sei, „hört auch
die Sippenhaft für alle anderen
Werte auf“, sagte ein Sprecher
der Deutschen Schutzvereini-
gung für Wertpapierbesitz. Dann
werde der Blick wieder frei für
die Unternehmenszahlen. „Und
die Unternehmen verdienen gu-
tes Geld.“ Das spreche für weiter-
steigende Kurse.
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DAX
Deutscher
Aktienindex 7.471      (+ 0,34%)

NAI
Natur-
Aktienindex   (– 0,71 %)

Dollar
Kurs für
1 Euro 1,3591 $  (– 0,45 %)

Gold
Preis pro
Feinunze  

Öl
Preis pro
Barrel (Brent) 70,46 $   (– 0,68 %)

CO2
Zertifikat für 1 t 
Emissionen 2008  

5.441   

 19,40 €  (+ 1,13 %)

667,80 $   (– 0,37 %)


